
Nicht für das Nachschlagewerk! 
Nicht für die Amtliche Sammlung!

«r * * * * *  «m -■■■*- ♦ <•*«•» «*« •**••*» «ruwm » «r ****!*•■»«*» n m m m

f r

2350 019

Gesetz: StVO § 13

Rechtssatz: Der Benutzer der bevorrechtigten Straße muß
sein Augenmerk, soweit ihm dies bei der pflicht- 
mässigen Beobachtung seiner Vahrbahn möglich ist 
auch aufl den aus der Querstraße herannahenden 
Verkehr richten. Kann er erkennen, daß sein 
Vorfahrtrecht nicht beachtet wird, so darf er 
nicht unbekümmert weiterfahrcn.

Aktenzeichen: VI ZR 263/53

Urt. d. BGH. v. 2. Juni 1954 OIiG Hamburg

i

V '• -V*<*



VI ZR 265/53
j r

Verkündet am 2. Juni 1954 
H K ,  Justizassistent 
als Urkundsbeamter der Ge­

schäftsstelle

, I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

1. des Kaufmanns Rudolf S H I H i  in HfliHB, sHBH|straße H
2. der Firma E~ ? H i  & Co. KG in PiHstr. H ~
3. des Kaufmanns Erdmann F H H H  als persönlich haftenden 

Gesellschafters d w  Beklagten zu 2 in H f l H H
straße H »

Beklagten, Berufungskläger und 
Revisionskläger,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

gegen

den Kaufmann Paul H H V  in PgHstraße 0 ,
Kläger, Berufungsbeklagten und 
Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollraiichtigter: Rechtsanwalt

hat der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 2, Juni 1954 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Prof .Br. Meiß und der Bundesrichter Br. 
Kleinewefers, Br. Gelhaar, Hanebeck und Br. Bode,

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das anstelle 
der Verkündung den Parteien am 3*> Oktober 1953 zu­
gestellte Urteil des 1. Zivilsenats des Hanseati­
schen Oberlandesgerichts in Hamburg aufgehoben.
Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und Ent­scheidung, auch über die Kosten des Revisionsver­
fahrens, an das Berufungsgericht zurückvorwiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Der Kläger befahr am 22* März 1952 gegen 17,50 Uhr 
bei regnerischem Wetter mit einem der Firma H.C. X f l B  
in S t ^feHHB gehörenden Personenkraftwagen Opel-Olympia 
die Fr®®allee in H a H H I  in Richtung SteflHIB. Zu 
gleicher Zeit näherte sich auf dem EflHJHIBweg, von 
E f H H l B i  kommend, der von dem Erstbeklagten gelenkte 
Volkswagen der Zweitbekla&ten. Auf der Kreuzung beider 
Straßen traf-der Volkswagen senkrecht auf den Opelv/agen 
etwa in Höhe der rechten Tür* Infolge des Anpralls öffne­
te sich die linke Tär; der Kläger wurde herausgeschleu­
dert und schwer verletzt.

Der E f l B H B H M w e g  bildet aus Richtung E f l B B B M  
bis zur Kreuzung die Bundesstraße f  - Q. Die 
ist bis zur Kreuzung als Hauptverkehrsstraße Hr . H  be­
schildert und setzt sich von der Kreuzung an in Richtung 
S ^ e l ^ B M ®  als Bundesstraße $  - (P fort. Sie ist durch 
das am E f l ^ U B B M e g  vor <jer Kreuzung aufgestellte Ver­
kehrszeichen “Vorfahrt auf der Hauptstraße achten" als 
bevorrechtigt gekennzeichnet. An der rechten Seite der 
Fr®Htellee befindet sich vor der Kreuzung ein Warnzei­
chen für allgemeine Gefahrenstellen nebst einem Schild 
mit der Aufschrift "Kolonnenverkehr kreuzt". Die Kreu­
zung ist so übersichtlich, daß schon auf weitere Entfer­
nung eine freie Blickmöglichkeit von der einen Straße zur 
anderen besteht«

Der Kläger hat dem Erstbeklagten eine schuldhafte 
Verletzung des ihm zustehenden Vorfahrtrechts zum Vor­
wurf gemacht und mit dem Verlangen nach Zahlung von 
5.382,90 DM die Beklagten als Gesamtschuldner auf Ersatz
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des entstandenen Schadens in Anspruch genommen, auch um die 
Feststellung gebeten, daß sie als Gesamtschuldner verpflich­
tet seien, ihm durch Zahlung einer Rente allen für die 
Zukunft durch Minderung der Erwerbsfähigkeit oder Vermeh­
rung der Bedürfnisse entstehenden Unfallschaden zu erset­
zen. Von dem Erstbeklagten hat er ferner Zahlung eines 
angemessenen Schmerzensgeldes verlangt.

Die "Beklagten haben geltend gemacht, den .Kläger tref­
fe ein Mitverschulden an der Verursachung des Unfalls.

*

Das Landgericht hat, ohne schon Über den Teilanspruch 
von 850 DM auf Ersatz des Minderwerts zu entscheiden, der 
nach Reparatur des beschädigten Opelwagens verblieben ist, 
die Zahlungsansprüche vorbehaltlich eines AnspruchsÜber­
gangs nach § 1542 RVO dem Grunde nach für berechtigt er­
klärt und unter der gleichen Einschränkung auch die erbe­
tene Feststellung getroffen.

Gegen das Urteil haben die Beklagten insoweit Beru­
fung eingelegt, als ihre Schadensersatzpflicht zu mehr 
als 2/3 des Klagebegehrens bejaht worden ist.

Das Oberlandesgericht hat die Berufung zurückgewie­
sen.

Hiergegen richtet sich die Revision der Beklagten. 
Der Kläger beantragt, sie zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe:

1 . Das Berufungsgericht hat als erwiesen angesehen, 
daß der Erstbeklagte unter Nichtachtung des dem Kläger
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zustehenden Vorfahrtrechts den Unfall grob fahrlässig ver­
ursacht hat. Es ist daher der Auffassung des Landgerichts 
beigetreten, das den Erstbekl&gten nach § 18 KrfzG und 
§ 823 BGB und die Beklagten zu 2 und 3 nach § 7 KrfzG und 
$ 831 BGB zum Ersatz des dem Kläger zugef.ügten Sach- und 
Personenschadens für verpflichtet erachtet hat.

2. Soweit die Schadensersatzpflicht des Erstbeklag­
ten in Betracht kommt, werden die Ausführungen des Beru­
fungsurteils von der Revision nicht angegriffen? Sie las­
sen einen sachlich-rechtlichen Irrtum auch nicht erkennen.

3-- Was dagegen die Beklagten zu 2 und 3 betrifft, 
so rügt die Revision mit Recht, daß es für die Bejahung 
einer Schadensersatzpflicht nach § 831 BGB an den erfor­
derlichen Voraussetzungen fehlt. Mangels jeglicher tatsäch­
licher RestateHungen ist nicht ersichtlich, worauf sich 
die Annahme des Landgerichts gründet, daß der Erstbeklag­
te Verrichtungsgehilfe der Beklagten zu 2 und 3 gewesen 
sei. Auch der Sachvortrag des Klägers gibt in dieser 
Hinsicht nichts her. Nach dem Vorbringen der Revision ist 
der Erstbeklagte Gesellschafter der Zweitbeklagten, Wenn 
es allein um den in den bisherigen Entscheidungen erfass­
ten Teil des bezifferten Klageanspruchs ginge, wäre die­
ser Rechtsfehler zwar unschädlich, da der Betrag von 
5.382,90 DM - 850 DM (Minderwert des Wagens) = 4.532,90 DM 
innerhalb des Rahmens der zutreffend bejahten Haftung 
nach dem Kraftfahrzeuggesetz liegt, Da sich das Begehren 
des Klägers aber auch auf die Feststellung der Ersatz­
pflicht für den künftig entstehenden Schaden erstreckt 
und die Möglichkeit besteht, daß der Gesamtschaden des Klä­
gers über die in § 12 KrfzG genannten Höchstsummen hinaus­
geht, v/ar es nicht gerechtfertigt, die Ersatzpflicht der
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v<*' *Beklagten zu 2 und 3 für den zukünftigen Schaden ohne die 
Binschr&nkuigauszusprechen, daß sich die Schadenshaftung 
insgesamt auf.den Hahmen des Kraftfahrzeuggesetzes begrenzt.

4. Rechtlichen Bedenken begegnen weiter vor allem 
die Erwägungen des Berufungsgerichts zur Frage des Scha- 
densausgleichs•

Diese Frage regelt sich, da der Schaden durch zwei 
Kraftfahrzeuge bei deren Betrieb verursacht worden ist, 
nach den Sonderbestimmungen der §§ 18, 17 KrfzG, nicht, 
v/ie die Revision meint, nach § 254 BGB., Als Fahrer des von 
ihm gelenkten Kraftwagens würde der Kläger, da er nicht 
zugleich Halter gewesen ist, ftir einen Schaden, der ei­
nem anderen entstanden wäre, nicht schon nach den Grund­
sätzen der Gefährdungshaftung einzutreten brauchen, son­
dern nur auf Grund Verschuldens; dabei würde freilich ihm 
der Beweis obliegen, daß ihn an der Verursachung des Un­
falls kein Verschulden trifft. In gleicher Weise bestimmt 
es sich, ob er wegen des Schadens, den er selbst erlitten 
hat, zum Ausgleich verpflichtet ist« Kann der Beweis man­
gelnden Verschuldens nicht erbracht werden, so hängt es 
von den Umständen ab, ob und in welchem Umfang ihm der 
Schaden zu ersetzen ist; maßgebend ist insbesondere, inwie-' * 4$̂ *'*weit der Schaden vorwiegend von ihm oder dem andern iJPeil 
verursacht worden ist. Als mitwirkende Ursache ist Bier-

X ‘

bei auch die Betriebsgefahr des Kraftwagens zu berücksich­
tigen, den er gelenkt hat. Führt der Kläger dagegen den 
Beweis, daß ihn an dem Unfall kein Verschulden trifft, 
so kann ihm auch die Betriebsgefahr des von ihrii '«gelenkten 
Kraftwagens nicht angelastet werden; den weitergeltenden 
Entlastungsbeweis, den der Halter des Kraftfahrzeugs nach 
§ 7 Abs 2 KrfzG zu führen hat, um sich von der Gefährdungs-



- 6 -

haftung zu befreien, braucht entgegen der Ansicht des Be­
rufungsgerichts der Kläger als Führer des Kraftwagens 
nicht zu erbringen»

Bas Berufungsgericht hat ein Verschulden des Klägers 
an der Verursachung des Unfalls nicht für gegeben gehal­
ten. Seine Ausführungen sind jedoch nicht frei von Hechts­
irrtum.

Ohne Hechtsverstoß hat das Berufungsgericht frei­
lich angenommen, daß durch das vor der Kreuzung stehende 
Warnzeichen mit dem Schild ”Kolonnenverkehr kreuzt” das 
Vorrecht der FrfBlallee vor dem nicht be­
einträchtigt worden ist. Bas Schild machte nur auf eine 
Gefahr aufmerksam, die sich für den Benutzer der FrflB- 
allee beim Befahren der Kreuzung ergeben konnte. Es han­
delte sich hierbei aber wiederum nicht um die Warnung 
vor. einer allgemeinen Gefährlichkeit der Kreuzung, son­
dern, wie das Schild ’'Kolonnenverkehr kreuzt” in Verbin­
dung mit dem Warnzeichen verdeutlichte, um den Hinweis 
auf die besondere Gefahr, die für den aus der Fr^Vallee 
heränkommenden Verkehrsteilnehmer dann bestand, wenn ei­
ne Kolonne auf der Fahrt über den E g H H I B B w e g  die 
Kreuzung befuhr oder zu befahren sich anschickte.. Wenn 
der erkennende Senat in der Entscheidung vom 14» Oktober . 
1953 - VI ZH 103/52 - (vgl Gelhaar in BAR 1954, 28) aus­
gesprochen hat, an gefährlichen Kreuzungen sei auch der 
Vorfahrtberechtigte zu vorsichtigem Fahren jedenfalls 
dann verpflichtet, wenn durch Warnschilder auf die Gefähr­
lichkeit der Kreuzung hingewiesen worden ist, so möchte 
die Beschilderung im vorliegenden Falle dem Benutzer der 
Fr((pallee zur Pflicht, sich im Hinblick darauf vorzu­
sehen, ob er beim Befahren der Kreuzung nicht auf eine
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über den B f l B H H B w e g  kommende Kolonne treffen würde»
Auf andere Verkehrsteilnehmer hatte das Schild keinen Be­
zug. Es läßt sich daher nicht beanstanden, wenn das Be­
rufungsgericht es nicht für zulässig gehalten hat, aus 
dem Vorhandensein des Warnzeichens und Schildes eine be­
sondere Sorgfaltspflicht des Klägers dem Erstbeklagten 
gegenüber herzuleiten»

Bern Berufungsgericht kann aber nicht gefolgt wer­
den, wenn es ausrgeführt hat, die Übersichtlichkeit 4er 
Kreuzung und der schon auf weitere Entfernung vorhandene 
freie Blick nach rechts auf den E|BIHl^Piveg hätten 
dem Kläger das Recht gegeben, ohne Herabsetzung seiner 
nur mäßigen Geschwindigkeit die ErflBPallee in Richtung 
auf die Kreuzung weiterzubefahren, solange er keine Ge­
fahrenquelle ".festgestellt” habe. Kann der Vorfahrtberech- 
tigte im allgemeinen auch darauf vertrauen, daß sein Vor­
fahrtrecht von den Wartepflichtigen beachtet werde, so 
muß er doch von der Durchführung der Vorfahrt dann Ab­
stand nehmen, wenn er bei gehöriger Aufmerksamkeit in 
einem Zeitpunkt, in dem er den Unfall noch hätte verhin­
dern können, erkennen mußte, daß der Wartepflichtige das 

v Vorfahrtrecht verletzen würde (BGH in BAR 1952,89 » VRS 
4, 225} BGK in VRS 5, 87). »Es kommt also nicht, wie das 
Berufungsgericht meint, darauf an, ob der Kläger die Ge­
fahr eines Zusammenstoßes infolge Verletzung seines Vor­
fahrtrechts durch den Erstbeklagten festgestellt hat, 
sondern ob er sie, bevor der Zusammenstoß unvermeidbar 
geworden ist, bei Anwendung der von ihm als Kraftfahrer 
im Verkehr zu erfordernden Sorgfalt hat erkennen können 
und müssen. Trotz seines Vorfahrtrechts darf der Benut­
zer der bevorrechtigten Straße nicht unbekümmert darauf- 
losfahren (Müller Straßenverkehrsrecht 17» Aufl S 782).



Vielmehr maß er, soweit es ihm hei der pflichtmäßigen Be­
obachtung seiner Fahrbahn möglich ist, sein Augenmerk 
auch auf den aus der Querstraße herannahenden Verkehr 
richten, nicht um abzuwarten, ob die von dort kommenden 
Verkehrsteilnehmer ihrer Verkehrspflicht auch genügen 
werden (BGHSt in VHS Bd 4 S 32), wohl aber deshalb, daß 
es ihm nicht entgeht, wenn Umstände hervortreten, die 
erkennen lassen, daß sein Vorfahrtrecht von einem heran­
nahenden Verkehrsteilnehmer mißachtet wird (HG JW 1936, 
450; RU HRR 1938Ur 1267? HG JW 1938, 800* Floegel-Här- 
tung, Straßenverkehrsrecht, 8. Aufl StVO § 13 Anm 3 a),
Die Übersichtlichkeit der Kreuzung und die freie Blick­
möglichkeit zum E f H H H H M v e g  konnten dem Kläger diese 
Verpflichtung nur erleichtern, sie aber nicht aufheben,

* Das Berufungsgericht hat nicht untersucht, ob der 
Kläger nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme über den Un­
fallhergang den Erfordernissen genügt hat, die nach dem 
Gesagten an ihn zu stellen waren. Bei dem von ihm fest­
gestellten Sachverhalt ist die Annahme eines für den Un­
fall ursächlichen Verschuldens des Klägers nicht ausge­
schlossen. Den Aussagen der Mitinsassin FoflHHH des vom 
Kläger gelenkten Wagens hat das Berufungsgericht entnom­
men, daß der Erstbeklagte mit einer Geschwindigkeit heran­
gekommen ist, die nicht unbeträchtlich über der von ihm 
angegebenen Geschwindigkeit von 35 km/st gelegen hat.
Je größer die Geschwindigkeit des Wagens gewesen ist, um 
so früher hätte er aber vor der Kreuzung abgebremst wer­
den müssen, um nicht auf der Kreuzung mit dem vom Klä­
ger gelenkten Wagen zusammenzugeraten. Wie das Berufungs­
gericht auf Grund der Aussagen der Zeugin FoflHHV fest­
gestellt hat, hat der Erstbeklagte seine Fahrgeschwin­
digkeit bei der Annäherung an die Kreuzung jedoch nicht
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vermindert. Konnte und mußte der Kläger, wie es bei der 
Übersichtlichkeit der Kreuzung und der schon auf weitere 
Entfernung bestehenden Sichtmöglichkeit anscheinend der 
Pall gewesen ist, den herannahenden Wagen und seine Ge­
schwindigkeit beizeiten erkennen, .so war es aber schuld­
haft, wenn er auch dann noch seine Pahrt fortsetzte, als 
für den Pahrer des herannahenden Wagens ersichtlich nicht 
mehr die Möglichkeit bestand, seinen Wagen vor der Kreu­
zung anzuhalten. Da der Kläger nach den Feststellungen 
des Berufungsgerichtw~nur mit einer mäßigen Geschwindig-- 
keit fuhr, seine Fahrgeschwindigkeit also geringer als 

♦ die des Erstbeklagten gewesen ist, benötigte er zum An­
halten einen kürzeren Y/eg als der andere Wagen. Es ist
daher nicht auszuschließen, daß er seinen Wagen noch vor 
der Kreuzung hätte anhalten und den Zusammenstoß hätte 
vermeiden können, nachdem er erkennen konnte, daß der 
Pahrer des anderen Wagens sich hierzu außerstande ge-

Das angefochtene Urteil kann hiernach nicht beste­
hen bleiben.

Die Sache ist einer abschließenden Beurteilung ' 
durch das Revisionsgericht nicht zugänglich, da: die Mög 
lichkeit nicht von der Hand zu weisen ist, daß es durch 
die unrichtige Rechtsauffassung des Berufungsgericht be­
einflußt ist, wenn es keine anderen und weiteren Pest­
stellungen getroffen hat, als sie in dem Berufungsurteil 
niedergelegt sind. Daß das Berufungsgericht keinen An­
laß gesehen hat,, in Erwägungen über die Schadensvertei­
lung einzutreten, ist anscheinend auch der Grund dafür, 
daß nicht genauere Feststellungen insbesondere über die

setzt hatte

iJ8h$ der beiderseitigen Fahrgeschwindigkeit getroffen
Y,
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worden sind» Das Berufungsgericht, an das die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entscheidung nach Maßgabe 
der vorstehend dargelegten rechtlichen Gesichts punkte 
zurückverwiesen werden muß, wird auch dies, soweit mög­
lich, nachzuholen haben. .#>•

5. Die Revision stellt noch zur Nachprüfung, ob we­
gen des Schmerzensgeldanspruchs gegen den Erstbeklagten 
der Erlaß eines Zwischenurteils nach § 304 ZK) zulässig 
war, obwohl ein bezifferter Klageantrag nicht gestellt 
v/orden ist» Rechtliche Bedenken lassen sich hiergegen 
jedoch nicht erheben. Ist die Höhe des Schmerzensgeldes 
auch in das Ermessen des Gerichts gestellt worden, so han­
delt es sich doch um einen Zahlungsanspruch, der nach 
Grund und Betrag streitig ist. Es kann daher nicht als 
unzulässig angesehen werden, wenn über den Grund vorab 
entschieden worden ist (vgl Stein-Jonas-Schönke ZPO 17* 
Aufl. § 304 I 1 mit Nachw.)*.
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Die Entscheidung Uber die Kosten des Revisionsver­
fahrens bleibt dem Berufungsgericht Vorbehalten-

Senats Präsident Brof-Dr. Meiß
ist beurlaubt und daher ver- Br, Kleinewefers Dr. Gelhaaif 
hindert zu unterschreiben. J

Dr. ICleinewefers . |
v

Ilanebeck Dr. Bode ^
w 
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